
Für das Nachschlagewerk! Ja 
Pur die Fachpresse! Ja
Für die amtliche Sammlung! Nein

Gesetz:

Leit sätze :

Urlaubsgesetz für das Land Niedersachsen vom 
lOo Dezember 1943., §§ 3, 6^

1) Das Verbot der Rückforderung zuviel erhaltenen 
Urlaubsgeldes (§ 3 Abs« 3 UrlaubsG Niedersachsen) 
erstreckt sich grundsätzlich auch auf Fälle, in 
denen ein längerer als der gesetzliche Mindestur­
laub gewährt wird»

2) Gewährt ein Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern einen 
zusätzlichen Urlaub, so bestehen im Bereich des 
UrlaubsG Niedersachsen gegen eine einzelvertrag- 
liehe Vereinbarung des Inhalts, daß das Urlaubs­
entgelt für die über den gesetzlichen Urlaub hinaus­
gehende Urlaubszeit vorschußweise gezahlt wird und 
im Falle des Ausscheidens des Arbeitnehmers vor 
Ablauf des Urlaubsjahres auf Grund eigener Kündi­
gung zu erstatten ist, unter der Voraussetzung, 
einer sich bei Vornahme des Günstigkeitsvergleichs 
(§ 6 UrlaubsG Niedersachsen) ergebenden insgesamt 
günstigeren einzelvertraglichen Regelung keine 
rechtlichen Bedenken»

Aktenzeichen: 5 AZR 172/61 
Urteil des BAG vom 15» März 1962 LAG Niedersachsen
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bn Namen des Volkes!
? Sa 463/60 Iliedersachsen

/ r/ S Ti§s2 Urteil
gez V/einrich,
Üerierungs ober sekretär 
als U rkund sc e amte r
der Gcschüftsstelle In Sachen

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 15- März '1962 durch den 
Senatspräoidenten Professor BrvDr. Boldt, die Bundesrich­
ter Br, Stumpf und Br. Holschemacher sowie die Bundesar- 
beitsrichter Wittholz und Keller für Recht erkannt;

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Riedersachsen - II, Kammer - 
vom,1. Februar 1961 
Kosten der Klägerin

- 2 Sa 483/60 - wird auf 
z u r üc lege wie se n .

g e n  1

-  C.

V o n R e c h t s \v e
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Der bis sun 15- Juli I960 bei der Beklagten beschäftigt 
gewesenen Klägerin stand nach § 2 Abc. 1 des Urlaubsgesetzes 
des Landes Niedersachsen von 10, Dezember 1948 (GVB1, 1948 
B 1'79) in jeden Urlaubsjahr ein Erholungsurlaub von mindestens 
12 Werktagen zu. Die Beklagte gewährt ihren Arbeitnehmern zu­
sätzlich sechs weitere Arbeitstage Urlaub nach Maßgabe der 
von den Arbeitnehmern, darunter auch der Klägerin, Unterzeich­
neten Vereinbarung vom 23, Dezember 1959? die wie folgt lautet;

11 Ich erkläre mich damit einverstanden, daß 
der Vorschuß für den mir noch nicht zu­
stehenden Urlaub I960 wieder in Abzug gebracht 
wird, falls ich vorzeitig aus der Firma aus- 
scheiden sollte".

Die Klägerin hat den ihr zustehenden Gesamturlaub von 
io lagen -während der Dauer der Betriebsferien in der Zeit 
von 4 Juni bis 28, Juni I960 genommen und ist danach auf­
grund eigener fristgemäßer Kündigung aus den Diensten der 
Beklagten aucgoschieden» Unter Berufung auf die getroffene 
Vereinbarung vom 23, Dezember 1959 hat die Beklagte das Ur­
laubsgeld für sechs Tage in der unstreitigen Höhe von 
o6g:5 DE als Vorschußzahlung behandelt und mit der letzten 
Lohnforderung der Klägerin verrechnet»

Mit der Klage verlangt die Klägerin Zahlung des von 
der Beklagten einbehaltenen Betrages von 66,15 DM, Sie ist 
der Ansicht, daß die Vereinbarung vom 23, Dezember 1959 
rechbsunv.-irksam sei, weil sie gegen die zwingende Norm des 
5 3 Abc > 3 UrlaubsG Niedersachsen verstoße, der die Rück­
forderung zuviel gezahlten Urlaubsgeldes ausschließe,

Die Beklagte hat zur Begründung ihres Klageabweisungs­
antrages die Auffassung vertreten, das Hückforderungsver- 
bot des § 3 Abs, 3 UrlaubsG Niedersachsen beziehe sich nur 
auf den gesetzlichen Mindesturlaub, nicht auf den darüber
hinaus von beitgeber gewährten ucätzlichen Urlaub
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Das .Arbeitsgericht hat der Klage mit der Begründung 
stattgegeben, § 3 Abs. 3 UrlaubsG Uiedersachsen verbiete 
grundsätzlich die Zurückforderung zuviel erhaltenen Ur­
laubsgeldes Auf die dagegen gerichtete -Berufung hat das 
Landesarbeitsgericht in Abänderung des erstinstanzlichen 
Urteils die Klage abgev/iesen» Seiner Ansicht nach erstreck’! 
sich das Rückforderungsverbot nur auf den gesetzlichen 
Mindesturlaub von 12 Tagen, nicht auf einen zusätzlich ge­
währten Urlaub. Mit der Revision verfolgt die Klägerin 
ihr Klagebegehren weiter,,

E nt sc he id u ng sg r ü n d ej_

1) Nach den tatsächlichen und mit Revisionsrügen nicht 
angegriffenen Feststellungen des Landesarbeitsgerichts be­
sagt die von der Klägerin Unterzeichnete Vereinbarung; vom 
23- Dezember 1959 nach der Auslegung, die ihr die Parteien 
geben, daß die Arbeitnehmer das Urlaubsgeld für die über 
den gesetzlichen Urlaub hinausgehende Urlaubszeit vor­
schußweise erhalten und es erstatten müssen, wenn sie vor 
Ablauf des UrlaubsJahres aus dem Betrieb ausscheiden»

Wie der Senat in der zur Veröffentlichung bestimmten 
Entscheidung vom 22» Februar 1962 - 5 AZR 126/61 - ausge­
führt hat, bestehen bei Zugrundelegung des Zwölfte lungs- 
Prinzips für die Entstehung des Urlaubsanspruchs keine 
rechtlichen Bedenken gegen eine Regelung, die Ansprüche 
auf Rückzahlung des Urlaubsentgelts in dem Umfang vor­
sieht, als sich das Urlaubsentgelt auf Urlaubstage be­
zieht, die der Arbeitnehmer im Zeitpunkt seines Ausschei­
dens in dem Urlaubsjahr noch nicht durch Arbeitsleistung 
erdient hatte- Dies gilt für tarifliche ebenso wie für 
einzelvertragliche Vereinbarungen» Eine solche Regelung 
steht mit dem Wesen des Urlaubs nicht in Widerspruch»
Denn der Grundsatz der Einheit des Urlaubsanspruchs als 
eines Anspruchs auf vergütete Freizeitgewährung, aus dem 
ein Teil der Literatur die Unzulässigkeit der Rückforde­
rung zuviel erhaltenen Urlaubsgeldes herleiten will (so
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Hueck-Nipperdey, Lehrbuch des .Arbeitsrechts, 6, Aufl I
S 41''," Niki s ch, Arbeitsrecht, 3, Aufl., I S. 533), kann 
immer nur dann uneingeschränkt zur Anwendung gelangen, wenn 
das Recht des Arbeitnehmers auf Urlaub vorbehaltlos und unbe­
dingt en standen ist In diesem Pall ist eine Rückzahlung zu­
viel gezahlten Urlaubsgeldes bei Ausscheiden des Arbeitnehmers 
vor .Ablauf des Urlaubs,jahres in aller Regel ausgeschlossen. 
Durch die zwischen den Parteien getroffene Vereinbarung vom 
23- Dezember 1959, die in ihrem Grundgedanken dem in § 3 Abs,,
2 UrlaubsG- Niedersachsen verankerten Zwölftelungsprinzip ent­
spricht, wird aber, gerade ein vor Schluß des Urlaubsjahres 
erhaltener zusätzlicher Jahresurlaub nicht vorbehaltlos ge­
wahrt, sondern abhängig gemacht von der Eetriebszugehörigkeit 
des Arbeitnehmers an Schluß des Urlaubsjahres. Scheidet der 
Arbeitnehmer vorher aus, so ist der rechtliche Grund für die 
Gewährung des zusätzlichen Urlaubs in Portfall gekommen und 
der Arb cult nehme r nach Maßgabe der hier in Rede stehenden Ver­
einbarung verpflichtet, sich das als Vorschuß gezahlte zu­
sätzliche Urlaubsgeld wieder in Abzug bringen zu lassen. Eine 
unter diesen Umständen getroffene einzelvertragliche Regelung 
erschwert auch nicht in unzulässiger Weise die Kündigungsmög­
lichkeit des Arbeitnehmers. Jeder Arbeitnehmer muß damit rech­
nen, im Palle seiner eigenen Kündigung Vorschüsse, die er bis 
zu seinem Ausscheiden noch nicht abgearbeitet hat, zurückzahlen 
vu müssen, ohne sich in einem solchen Fall darauf berufen zu 
können, daß durch die Rückzahlungs- bzw» Anrechnungspflicht 
seine Kündigung in unbilliger Weise erschwert werde (vgl. die 
o n  zur Veröffentlichung bestimmte Entscheidung des Senats;
ebenso BAG AP Nr. 3 zu § 394 BGB).
2) Eine einzelvertragliche Regelung des gekennzeichneten 
Inhalts würde allerdings dann keine Verpflichtung zur Rück­
zahlung zuviel gezahlten Urlaubsgeldes begründen, wenn Be­
stimmungen der Länderurlaubsgesetze den Rückgewähranspruch 
ausdrücklich ausschließen. In dieser Hinsicht gilt für den
Bereich

a -

des U r 1 aub ege sc t zc- s des Landes Niedersachsen folgen-
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5
a) Nach § 3 Abs, 3 UrlaubsG Niedersachsen kann, wenn ein 
im Laufe des Urlaubsjahres aus einem Betrieb ausscheidender 
Arbeitnehmer den vollen Jahresurlaub erhalten hat, das Ur­
laubsentgelt nicht zurückgefordert werden» Entgegen der 
Auffassung des Landesarbeitsgerichts kann dieser Bestimmung 
zwar nicht entnommen werden, daß sie sich nur auf das ge-
‘setzliche Urlaubsgeld bezieht, eine tarifliche oder einzel­
vertragliche Urlaubsregelung dagegen nicht erfassen will»
In Anbetracht der Ordnungsfunktion dieses Landesgesetzes 
muß davon ausgegangen werden, daß seine Bestimmungen nicht 
nur hinsichtlich des gesetzlichen Mindesturlaubs gelten, 
sondern sich auch auf Fälle erstrecken, in denen ein länge­
rer als der gesetzliche Mindesturlaub gewährt wird» Die 
gesetzlichen Bestimmungen über die Wartezeit, die Art der 
Urlaubsgewährung, die Errechnung des Urlaubsgeldes, die Er­
krankung während des Urlaubs sind deshalb ebensowenig nur 
auf den gesetzlichen Urlaubsanspruoh zu beziehen wie die 
Vorschrift über die Unzulässigkeit der Rückforderung zuviel 
erhaltenen Urlaubsgeldes; sie regeln vielmehr auch Urlaubs­
ansprüche , die auf einzelvertraglicher oder tariflicher 
Grundlage beruhen»
b) Die auf diesen Erwägungen beruhende Revision über­
sieht aber die Auswirkungen des § 6 UrlaubsG Niedersachsen 
auf den zur Entscheidung stehenden Fall» Nach dieser Vor­
schrift bleiben arbeitsvertragliche Regelungen unberührt, 
soweit sie für den Arbeitnehmer günstiger sind» Das zwingt 
im vorliegenden Fall zur Vornahme eines Günstigkeitsver­
gleichs zwischen der gesetzlichen und der zwischen den 
Parteien des Arbeitsvertrages vereinbarten Regelung»

Grundsätzlich ist bei einem Günstigkeitsvergleich 
zu beachten, daß zwei entscheidende Faktoren des Urlaubs­
rechts einem Günstigkeitsvergleich entzogen sind, nämlich 
die gesetzliche Mindestlänge des Urlaubs und das sogenannte 
Lebensstandardprinzipo Denn wenn das Gesetz jedem Arbeit­
nehmer einen Freizeitanspruch im Laufe des Jahres garan­
tieren will und dieser Gesetzesbefehl einen Ausfluß des
beuann cxe! sozialen Rechtsstaats darstellt, der jedem
arbeitenden Manschen einen Anspruch auf einen jährlichen
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KrholungsurJ aub mit einer Mindestanzahl von freien Tagen 
farn.niic.rt, so ist es unter dem Gesichtspunkt der auf dem 
Grundgesetz beruhenden Gewichtigkeit dieser Horm unzulässig, 
durch Vornahme eines von einer schwächeren Rechtsquelle zuge­
lassenen. Günstigkeitsvergleichs gegebenenfalls zu einer Ab­
änderung des gesetzlich festgelegten Mindesturlaubsanspruchs 
zu gelangen. Dasselbe gilt von dem ebenfalls durch einen 
G0nstigkeitsvergleich nicht abänderbaren Lebensstandard- 
prinzip. Das hat der Senat im grundsätzlichen bereits in 
seinen Urteilen vom 4., Mai 1961 (AP Nr, 4 zu § 5 UrlaubsG 
cidh) , vom 18, Mai 1961 (AP Nr, 4 zu § 1 UrlaubsG Württ.-Baden) 
und in dem Urteil vorn 20. Juli 1961 - 5 AZR 343/60 - AP Nr, 3 
zu § 10 UrlaubsG Hamburg ausgesprochen.

Hinsichtlich der in Vergleich zu setzenden Urlaubslänge 
kann kein Zweifel bestehen, daß im vorliegenden Pall die 
einzelvertragliche Regelung - 18 Tage - günstiger war als 
die gesetzliche Mindestregelung von 12 Urlaubstagen,

Vas das Lebensstandardprinzip angeht, so ist bei der 
gebotenen einheitlichen Betrachtung nicht zu verkennen, daß 
es bei Arbeitnehmern im gewissen Sinne dann berührt wird, 
wenn sie Urlaubsgelder verbrauchen, die ihnen nur auflösend 
bedingt und damit unter einem Vorbehalt gewährt worden sind 
und die sie bei Eintritt der auflösenden Bedingung dann 
nachträglich erstatten müssen. Grundsätzlich hat die zu Be­
ginn des Urlaubs erfolgende Zahlung des ürlaubsentgelts 
den Sinn, es dem Arbeitnehmer zu ermöglichen, die ihm zu- 
stehondc PreiStellung von der Arbeit ohne finanzielle Sorgen 
in seinem bisherigen Lebenszuschnitt zu verbringen. Dies 
gilt uneingeschränkt für die dem Arbeitnehmer gesetzlich, 
tariflich oder einzelvertraglich verbriefte, ihm vorbehalt­
los zustehende Freizeit, Eine von dieser Grundauffassung ab­
weichende Beurteilung rechtfertigt sich jedoch für den Fall, 
daß der Arbeitgeber den Arbeitnehmer einen über den gesetz- 
licncn UiäLaubcanspruch hinausgehenden zusätzlichen Urlaub 
unter Vorbehalt gewährt, wie dies vorliegend geschehen ist, 
kack der getroffenen Vereinbarung hatte es die Klägerin in
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der Hand9 im ungeschmälerten Genuß des Urlaiibsgeld.es zu 
verbleiben. Ihr war angesonnen, nach dem genommenen Urlaub 
noch bis zum Ende des Urlaubsjahres im Betrieb der Be­
klagten zu verbleiben. Hiermit hatte sich die Klägerin vor 
Urlaubsantritt unterschriftlich einverstanden erklärt.
Eine solche Bindung an den Betrieb überschreitet auch 
nicht den zumutbaren Rahmen, jedenfalls dann nicht, wenn, 
wie im vorliegenden Falle, die Kündigung durch den Arbeit­
nehmer ausgesprochen wird. Unter Berücksichtigung der er­
heblich über das gesetzliche Mindestmaß hinausgellenden 
Urlaubsdauer, die die Beklagte für diese von ihr gewollte 
Betriebstreue vorgesehen hat, hält sich die der Klägerin 
angesonnene Bindung nach allem in einem zumutbaren Rahmen 
und enthält keine bei Vornahme des Günstigkeitsvergleichs 
unzulässige Beeinträchtigung des Lebensstandardprinzipsc 
c) Andere für den Günstigkeitsvergleich vergleichbare 
Faktoren kommen vorliegend nach dem Inhalt der einzel- 
vertraglichen Abrede vom 23= Dezember 1959 nicht in Be­
tracht. Insgesamt gesehen stellt danach die einzelvertrag­
liche Urlaubsregelung gegenüber der gesetzlichen die 
günstigere Regelung dar.
j) Da die Klägerin somit zulässigerweise zur Zurückzah­
lung des über den gesetzlichen Urlaub hinaus erhaltenen 
Urlaubsgeldes verpflichtet war, konnte die Beklagte das 
vorschußweise gewährte Urlaubsgeld für sechs Tage mit
den Lohnansprüchen der Klägerin verrechnen. Die zwischen 
den Parteien getroffene Vereinbarung über die vorschuß- 
weise Gewährung des zusätzlichen Urlaubsgeldes stellt 
keinen Aufrechnungsvertrag dar, sondern enthält eine 
vertragliche Absprache des Inhalts, daß Lohnansprüche in 
dem Zeitpunkt erlöschen, in dem die Verpflichtung des 
Arbeitnehmers zur Zurückzahlung des ungedeckten Vorschus­
ses entsteht. Dieser Zeitpunkt war hier nach der getrof­
fenen Vereinbarung der des Ausscheidens des Arbeitnehmers 
aus dem Arbeitsverhältnis auf Grund eigener Kündigung, 
Liegt somit bei einer Verrechnung von ungedeckten Vor­
schüssen mit Lohnforderungen ein automatisches Erlöschen
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äs3 entsprechenden Teils der Lohnforderungen vor, so kann 
auch die Vorschrift des § 394 BGB nicht Platz greifen, veil 
diese Vorschrift nur Anwendung findet, wenn aufgerechnet 
wird Eine Aufrechnung findet aber bei einer Verrechnung 
nicht gedeckter Vorschüsse mit Lohnforderungen deswegen 
nicht statt, weil die Lohnforderung selbst nur mit der 
llaßgabe entsteht, daß sie automatisch erlischt im Zeitpunkt 
der Berechtigung des Arbeitgebers zur Zurückforderung des 
ungedeckten Vorschusses (vgl« die zur Veröffentlichung be­
stimmte Entscheidung des Senats vom 22» Februar 1962 
- 3 AZR 126/61-; ebenso BAG AP Nr 3 zu § 394 BGB) »

Aus den dargelegten Gründen war deshalb die Revision 
als unbegründet mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO zurück­
zuweisen

ges» Dr» Boldt Dr, Stumpf Dr, Holschemacher

Wittholz Keller
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